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Liebe Leserinnen und Leser,

Pakistan ist ein Land, das seit Jahren 
mit dem Problem eines radikalen 
Islam konfrontiert ist. Islamistische 
Gruppierungen und Parteien sorgen 
immer wieder für eine bedrohliche 
Vermischung von Politik und Religion. 
Ein den inneren Frieden des Lan-
des gefährdendes Problem stellen 
die Antiblasphemiegesetze dar, die 
für unterschiedliche Vergehen hohe 
Haftstrafen und für die Beleidung 
des Propheten Muhammad sogar die 
Todesstrafe vorsehen. 

Ein international bekannt gewordenes 
Beispiel ist der Fall der katholischen 
Mutter Asia Bibi, die 2010 wegen eines 
Streits unter Frauen beim Wasser-
holen der Blasphemie bezichtigt und 
zum Tode verurteilt wurde. Nicht nur 
die Päpste Benedikt XVI. und Fran-
ziskus, sondern auch viele andere 
Persönlichkeiten und Organisationen 
haben sich über Jahre für Asia Bibi 
eingesetzt. Im Jahr 2014 hat missio in 
einer Kampagne 18.425 Unterschrif-
ten für ihre Freilassung gesammelt. 
Nachdem Asia Bibi am 31. Oktober 
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2018 vom Obersten Gericht des Landes 
freigesprochen worden war, formier-
te sich großer Widerstand unter den 
Islamisten im Land. Als die Regierung 
den durch die radikale islamistische 
Partei Tereek-e-Labbaik organisierten 
Straßenprotesten nachgab und Asia 
Bibi zwar freisprach, aber sie an einer 
Ausreise hinderte sowie eine Revision 
gegen den Freispruch zuließ, wandte 
sich missio in einer Briefkampagne 
an Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und forderte sie dazu auf, dass die 
Bundesregierung sich bei der pakis-
tanischen Regierung für Asia Bibis 
Ausreiseerlaubnis einsetzen solle. 
Am 29. Januar 2019 hat der Oberste 
Gerichtshof Pakistans den Revisions-
antrag gegen den Freispruch von Asia 
Bibi zurückgewiesen und erklärt, dass 
Asia Bibi Pakistan verlassen könne. 
Damit hat der Einsatz von missio und 
vielen anderen Personen und Organi-
sationen für Asia Bibi zu einem guten 
Ende beigetragen.

missio begleitet und unterstützt seit 
Jahren die katholische Kirche in Pakis-

tan in ihrem Zeugnis für das Evangeli-
um und in ihrem Bestreben, als kleine 
Minderheit mit ihren Einrichtungen im 
Bereich Gesundheit und Erziehung so-
wie mit sozialen Aktivitäten dem Land 
zu dienen. Die Angriffe radikaler mus-
limischer Gruppen gegen Personen 
und Einrichtungen der katholischen 
Kirche sowie gegen andere ethnische 
und religiöse Gruppen haben in den 
letzten Jahren zugenommen und eine 
Atmosphäre von Angst und Bedrohung 
geschaffen. 

Mit diesem Bericht möchte missio 
auf die Gefährdung der Menschen-
rechte und der Religionsfreiheit in 
Pakistan aufmerksam machen und für 
die Unterstützung unserer Arbeit zum 
Schutz christlicher und anderer ethni-
scher und religiöser Minderheiten in 
Pakistan werben.

  
Prälat Dr. Klaus Krämer
missio-Präsident
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Pakistan als selbständiger Staat ist aus den Unabhängigkeitsbe-
strebungen im damaligen Britisch-Indien 1947 entstanden, als es 
nicht gelang, eine Einigung zwischen den hinduistischen und mus-
limischen Politikern zu erreichen und einen einheitlichen Staat für 
den gesamten Subkontinent zu gründen. Es kam zur Teilung, wobei 
aus den mehrheitlich von Muslimen bewohnten Provinzen Pand-
schab und Sindh im Osten und aus Teilen der Provinz Bengalen im 
Westen der unabhängige Staat Pakistan als „Heimstatt der Musli-
me“ gegründet wurde, der somit aus Ostpakistan und Westpakistan, 
zwei 1.500 km voneinander entfernten Landesteilen, bestand. Pakis-
tan ist seit seiner Gründung im Jahre 1947 ein Land von chronischer 
Instabilität. Muhammad Ali Jinnah (1876–1948), Führer der Muslim-
liga und Gründervater der Republik Pakistan, wollte einen „Staat für 
die Muslime“, nicht aber einen „islamischen Staat“ errichten. Dieser 
Staat sollte wie die Indische Republik dem Ideal des Säkularismus 
verpflichtet sein, das heißt keine Religion als Staatsreligion über 
andere religiöse Gruppen stellen, sondern Raum für andere Religio-
nen eröffnen. In einer Grundsatzrede vor der Konstituierenden Ver-
sammlung des Parlaments am 11. August 1947 erklärte Jinnah: „Die 
Minderheiten jedweder Gemeinschaft werden geschützt sein. Ihre 
Religion oder ihr Glaube oder ihr Bekenntnis werden sicher sein. 
In der Freiheit der Glaubensausübung wird es keine Einschränkung 
irgendwelcher Art geben. Sie werden in Hinblick auf ihre Religion, 
ihren Glauben, ihre Lebensform und ihre Kultur  geschützt sein. Sie 
werden in jeder Hinsicht ohne jede Diskriminierung im Hinblick auf 

PAKISTAN:
GESCHICHTE, 
POLITIK,  
GESELLSCHAFT

Gründung  
im Jahr 1947

Jinnah als  
Gründungsvater 
wollte Raum für  
alle Religionen  
eröffnen



10 11

ihre Kastenzugehörigkeit oder Glaubensüberzeugung gleichberech-
tigte Bürger des Staates Pakistan sein. Ihr seid frei, zu euren Tem-
peln zu gehen. Ihr seid frei, zu euren Moscheen zu gehen oder zu 
irgendeinem anderen Ort der Religionsausübung in diesem Staat 
Pakistan […]. Im Laufe der Zeit werden die Hindus aufhören, Hindus 
zu sein, und die Muslime werden aufhören, Muslime zu sein, nicht 
im religiösen Sinn, denn das ist der persönliche Glaube jedes In-
dividuums, sondern in politischer Hinsicht als Staatsbürger.“1 Der 
frühe Tod Jinnahs kurz nach der Gründung des Staates 1948 führte 
zu chronischer Instabilität im Lande, da demokratisch gewählte Re-
gierungen immer wieder von Militärregierungen abgelöst wurden. 
In Pakistan haben seit Langem das Militär und die Geheimdienste 
die eigentliche Macht im Staate inne. Wegen der wachsenden Span-
nungen zwischen den beiden Landesteilen Ost- und Westpakistan 
kam der Prozess der Nationenwerdung nicht voran. 1958 übernahm 
General Ayub Khan die Macht und gab sie seinem Nachfolger Ge-
neral Yahya Khan weiter, der bis 1970 an der Macht blieb. Die Span-
nungen zwischen den beiden Landesteilen Ost- und Westpakistan 
erreichten ihren Höhepunkt, als bei den Wahlen im Dezember 1970 
die Awami-Liga von Scheich Mujibur Rahman im damaligen Ostpa-
kistan mit dem Gewinn von 160 von 162 zur Wahl stehenden Sitzen 
als eindeutiger Sieger hervorging, dann aber um die Früchte ihres 
Sieges betrogen wurde, als der Führer der Pakistanischen Volkspar-
tei (Pakistan Peoples Party, PPP) Zulfikar Ali Bhutto mit Unterstüt-
zung des Militärs das Ergebnis ignorierte und sich zum Minister-
präsidenten ernennen ließ. Darüber kam es im März 1971 zu einem 
blutigen Bürgerkrieg, in dessen Verlauf sich Indien einschaltete und 
die bengalischen Nationalisten unterstützte. Es kam zur Ablösung 
von Ostpakistan aus dem Staatenverbund Pakistan und zur Grün-
dung des neuen unabhängigen Staates Bangladesch unter der Re-
gierung von Mujibur Rahman. 

Die zivile Regierung von Ministerpräsident Zulfikar Ali Bhutto 
wurde 1977 durch den Putsch von General Zia Ul-Haq abgesetzt, der 
nach einem juristisch höchst zweifelhaften Verfahren den Minister-
präsidenten Bhutto zum Tode am Strang verurteilen und hinrich-
ten ließ. Zia Ul-Haq regierte über zehn Jahre Pakistan, die meiste 
Zeit unter Kriegsrecht. Unter seiner Regierung gewannen die radi-

kalen muslimischen Gruppen an Macht, die Zia Ul-Haq zum Bei-
spiel durch die Verschärfung der Antiblasphemiegesetze für sich 
zu gewinnen suchte. Die demokratischen Regierungen von Bena-
zir Bhutto (1988–1990 und 1993–1996) und Nawaz Sharif (1990–1993 
und 1997–1999) wurden jeweils von Militärregierungen abgelöst. Die 
Militärregierung unter General Pervez Musharraf regierte das Land 
bis 2008. Danach wechselten sich demokratisch mehr oder weniger 
legitimierte Regierungen in kurzer Folge ab, bis 2013 wieder Nawaz 
Sharif Ministerpräsident wurde und bis 2017 an der Macht blieb. 

Der Afghanistankonflikt, in den Pakistan wegen seiner geogra-
phischen Nähe und der vielen afghanischen Flüchtlinge, die nach 
der sowjetische Besetzung ins Land strömten, tief verwickelt wur-
de, führte zu einer starken Radikalisierung in Politik und Religion. 
Im Nordwesten des Landes entstanden in den 1980er bis 1990er 
Jahren viele Koranschulen, deren Schüler „Taliban“ genannt werden 
und die neben dem Studium des Koran auch, und zunehmend vor-
nehmlich, an Waffen ausgebildet wurden. Anfänglich wurden die 
radikal-fundamentalistischen Gruppen sowohl von der pakistani-
schen Regierung wie auch von den USA gefördert und mit Waffen 
für den Kampf gegen die russischen Invasoren in Afghanistan aus-
gestattet. Nach der Niederlage der Russen gelang es den radikalen 
Taliban, im Bürgerkrieg die übrigen afghanischen Kriegsherren zu 
besiegen und 1996 eine fundamentalistische islamische Republik 
zu etablieren. 

Im Gefolge des Anschlags vom 11. September 2001 in New York 
wurde auch Pakistan in den von den USA begonnenen „Krieg gegen 
den Terrorismus“ einbezogen. Pakistan, auf dessen Gebiet die Tali-
ban ausgebildet worden waren und das lange Zeit mit dem Taliban-
regime in Afghanistan beste Beziehungen unterhalten hatte, hatte 
es sehr eilig, sich dem allgemeinen Kampf gegen den Terrorismus 
anzuschließen. General Pervez Musharraf unterstützte den militä-
rischen Einsatz der USA gegen die Taliban in Afghanistan und ging 
ostentativ gegen verschiedene islamistische Gruppierungen in Pa-
kistan vor, die in der Vergangenheit mit Wissen und Unterstützung 
des pakistanischen Geheimdienstes Terrorakte in Kaschmir began-
gen hatten und an der Ausbildung von Terroristen aus aller Herren 
Länder beteiligt gewesen waren. Die Geister, die der pakistanische 
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Geheimdienst so lange gerufen und beschützt hatte, ließen sich 
aber nicht so leicht domestizieren. Erst nachdem deutlich gewor-
den war, welche Bedrohung von diesen radikalen Gruppen ausging, 
ließ die Regierung Musharraf im Juli 2007 die „Rote Moschee“ in 
Islamabad, ein Zentrum der islamistischen Hetze und der Gewalt-
taten, vom Militär besetzen und die Rädelsführer töten oder in-
haftieren. 

Es zeugte nicht gerade von der Stärke der pakistanischen Zen-
tralregierung unter Präsident Ali Asif Zardari, dass sie im Februar 
2009 in einem Abkommen mit den radikalislamischen Taliban ihre 
Zustimmung dazu gab, dass im Swat-Tal2 in der Nordwestprovinz 
die Scharia-Gesetzgebung eingeführt wurde.3 In dem Abkommen 
hieß es: „Alle Gesetze, die dem göttlich-islamischen Recht zuwider-
laufen, werden aufgehoben und einzig die Scharia wird unter der 
neuen Justiz in Kraft gesetzt.“4 Die Regierung gab dem Druck, der 
dort seit 2007 herrschenden Taliban nach, die dieses Zugeständ-
nis zur Bedingung eines Waffenstillstandes gemacht hatten. Sobald 
die Taliban von der Regierung freie Hand bekommen hatten, setz-
ten sie ihre Vorstellungen eines ausschließlich von der Scharia be-
stimmten Gemeinwesens mit aller Macht um. Die Taliban begannen 
ihren Kulturkampf, wie schon bei der Zerstörung der großen Bud-
dhastatuen in Bamiyan, indem sie die vielen Reste buddhistischen 
Lebens in dieser Region systematisch zerstörten. Ihre Zerstörungs-
wut richtete sich auch gegen Produkte der modernen Kommuni-
kationstechnik, wie Fernseher, CDs und andere technische Geräte. 
Verbunden damit waren Maßnahmen gegen Frauen und Mädchen, 
die gezwungen wurden, die Burka zu tragen, denen verboten wurde, 
ohne männliche Begleitung außer Haus zu gehen und denen der 
Schulbesuch verwehrt wurde. Über 400 Schulen mussten schließen 
und 170 Schulen wurden von den Taliban zerstört. International be-
kannt wurde der Fall von Malala Yousafzai: Das Mädchen war im 
Oktober 2012 wegen ihres Eintretens für das Recht von Mädchen 
auf Schulunterricht von den Taliban angegriffen und mit einem 
Kopfschuss schwer verletzt worden. 2014 erhielt Malala den Frie-
densnobelpreis.5 Erst als das Ausmaß der von den Taliban im Swat-
Tal realisierten Islamisierung den Sympathisanten der Taliban im 
Militär und im Geheimdienst deutlich wurde, leitete die Regierung 
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eine Kehrtwende ein. Die Bedrohung, dass die Taliban vom Swat-Tal 
aus weitere Gebiete unter ihre Herrschaft bringen könnten, rief eine 
militärische Reaktion der Regierung hervor. Nach heftigen Kämp-
fen wurden die Taliban zurückgedrängt und dem Militär gelang es, 
die Herrschaft der Taliban im Swat-Tal zu brechen. Die Taliban re-
agierten mit einer Reihe von Anschlägen gegen Einrichtungen der 
Vereinten Nationen und besonders spektakulär mit einem Angriff 
auf das Hauptquartier der pakistanischen Armee in Rawalpindi im 
Oktober 2009, der das Land erschütterte. Auch wenn die Angreifer, 
nachdem sie einige hohe Offiziere getötet hatten, selbst ihr Leben 
verloren, machte ihr Anschlag doch deutlich, dass alle staatlichen 
Organe, die zivile Verwaltung, aber auch das so hoch eingeschätzte 
pakistanische Militär jederzeit verwundbar waren. Das zeigte sich 
erneut, als am 22. Mai 2011 der Luftwaffenstützpunkt Mehran in 
Karachi das Ziel eines Terrorkommandos der Taliban wurde. Einer 
Gruppe schwer bewaffneter Taliban gelang es, in den stark gesi-
cherten Stützpunkt einzudringen und einige der dort geparkten 
Flugzeuge zu zerstören. Die Taliban bezeichneten diesen Angriff 
als Racheakt für die Ermordung Osama bin Ladens. Der Anschlag 
weckte wieder Spekulationen über eine Unterwanderung von Teilen 
des pakistanischen Militärs und des pakistanischen Nachrichten-
dienstes (ISI) durch die Taliban oder Al Qaida, da das unbemerkte 
Eindringen in den Stützpunkt den Verdacht weckte, dass sie interne 
Unterstützung gehabt haben könnten. Es wurden Befürchtungen 
laut, dass die Atomwaffen, über die Pakistan seit 1998 verfügt, in 
die Hände von Terroristen fallen könnten.

Seit Jahren wächst in Pakistan der Einfluss der radikalen is-
lamistischen Gruppen und politischen Parteien. Wie stark diese 
Kräfte sind, wurde im März 2011 deutlich: Shabbaz Bhatti, der ka-
tholische Minister für die Minderheiten, wurde wegen seiner Bemü-
hungen, die Antiblasphemiegesetze abzuschaffen beziehungsweise 
zu ändern, von einem radikalen Muslim ermordet. Es war nicht nur 
diese Tat, sondern der Beifall, den der Mörder aus Kreisen radika-
ler Muslime erfuhr, der deutlich machte, wie stark diejenigen Kräf-
te in Pakistan sind, die eine radikale Islamisierung vorantreiben. 
2016 wurde nach der Hinrichtung des Leibwächters von Gouverneur 
Salman Taseer, der seinen Dienstherrn erschoss, weil er sich für 
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die Abschaffung der Antiblasphemiegesetze eingesetzt hatte, die 
islamistische Partei Tehreek-e-Labbaik (TLP) gegründet. Sie gilt als 
besonders radikal und möchte in Pakistan die Sharia-Gesetzgebung 
einführen, islamische Kleidung für alle Frauen verbindlich machen, 
schon für Mädchen ab sechs Jahren die Heirat ermöglichen und 
andere Gesetze einführen, um Pakistan zu einem islamischen Staat 
zu machen.6 

In den Wahlen am 25. Juli 2018 gewann Imran Khan mit seiner 
Partei Terek-e-Insaf (Bewegung für Gerechtigkeit) 109 von 272 Wahl-
kreisen und wurde am 18. August 2018 als Ministerpräsident einer 
Koalitionsregierung vereidigt. Als Person und Politiker ist der äu-
ßerst erfolgreiche ehemalige Kricketspieler Imran Khan sehr um-
stritten. Nach seiner Wandlung vom Playboy zu einem religiös en-
gagierten Politiker wurde er wegen seiner Nähe zum Gedankengut 
der Taliban als einer der ihren angesehen. Auf der anderen Seite 
unterhält er gute Beziehungen zum in Pakistan so mächtigen Mili-
tär. Andere sehen in ihm jedoch einen potentiellen Reformer, der 
Pakistans korrupte Politik erneuern könnte. 

Ein solch demokratischer Übergang im Regierungsamt ist für 
Pakistan eine Seltenheit. Getrübt wird das Bild jedoch dadurch, 
dass Nawaz Sharif, der Vorgänger im Amt des Ministerpräsidenten, 
wegen des Verdachts der Korruption inhaftiert wurde und immer 
noch auf seinen Prozess wartet. Die ethnischen und religiösen Min-
derheiten in Pakistan verbinden jedenfalls mit der Wahl von Imran 
Khan die positive Erwartung, dass er ihre Rechte besser respektie-
ren wird. Der neue Ministerpräsident versprach, sich für eine Ver-
besserung des Loses der Unterdrückten und schwächsten Gruppen 
der Gesellschaft einzusetzen und die Armut zu bekämpfen. 

Bei der Parlamentswahl ist mit Anwar Lal Din ein Katholik in den 
Provinzrat der Provinz Sindh gewählt worden, der als Mitglied der 
Pakistanischen Volkspartei kandidiert hatte. In der Provinz Sindh 
gibt es weiterhin einen katholischen Senator. Die katholische Bi-
schofskonferenz in Pakistan hat die Wahl von Imran Khan begrüßt 
und die Erwartung ausgesprochen, dass die neue Regierung Ge-
dankenfreiheit fördern, die Korruption bekämpfen und die religiö-
se Diskriminierung im Lande beenden solle. Die Bischöfe forderten 
weiterhin die Einrichtung eines Minderheitenministeriums sowohl 

auf regionaler als auch auf Landesebene, damit die religiösen Min-
derheiten besser geschützt werden können.7 Die Ankündigung der 
Regierung von Imran Khan im September 2018, den mehr als 1,4 
Millionen Flüchtlingen aus Afghanistan und den etwa 2 Millionen 
Flüchtlingen aus Bangladesch, dem ehemaligen Ostpakistan, die 
oft schon seit Jahrzehnten in Pakistan leben, die pakistanische 
Staatsangehörigkeit zu gewähren, wurde allgemein als ein positi-
ves Zeichen gesehen, dass die neue Regierung es ernst meint, die 
Situation von Ausgestoßenen in der pakistanischen Gesellschaft zu 
verbessern.8 Im Kampf gegen die radikalen islamistischen Kräfte 
im Lande tut sich die Regierung von Imran Khan dagegen schwer. 
Die Taliban sind weiterhin im Lande tätig und in der Lage, Angriffe 
gegen Regierungseinrichtungen zu führen. So haben am 27. Novem-
ber 2018 Kämpfer der Taliban in der Provinzhauptstadt Farah an der 
Grenze zum Iran einen Polizeikonvoi angegriffen und mehr als 20 
Polizisten getötet.9
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Es ist schwierig, verlässliche Zahlen zu den Religionsgemeinschaf-
ten im Land zu finden. Die pakistanische Regierung hält die Zah-
lenangaben zu religiösen Minderheiten, insbesondere die der Ah-
madis, bewusst klein. Die Vereinten Nationen schätzen zu Beginn 
des Jahres 2019 die Bevölkerungszahl auf etwa 203,7 Millionen Men-
schen.10 Der Islam, dem etwa 96,4 % der Pakistaner angehören, ist 
als die offizielle Religion des Staates überall präsent und beherr-
schend. Nach US-amerikanischen Schätzungen gab es im Jahr 2010 
85–90  % sunnitische und 10–15  % schiitische Muslime. Religiöse 
Minderheiten werden für das Jahr 2010 mit 3,6  % angegeben (dar-
unter 1,9  % Hindus und 1, 6% Christen).11

Das Verhältnis zwischen Sunniten und Schiiten hat sich in den 
letzten Jahren in Folge der Islamisierungspolitik, die General Zia-ul-
Haq Anfang der 1980er Jahren begonnen hatte, stark verschlechtert. 
Die Schiiten erlebten die verstärkte Islamisierung als eine einsei-
tige Stärkung der sunnitischen Glaubensrichtung. In den Folgejah-
ren mehrten sich insbesondere in dem den Schiiten heiligen Monat 
Muharram die Zwischenfälle, bei denen schiitische Moscheen das 
Ziel von Angriffen durch sunnitische Terroristen wurden, Hunderte 
Schiiten haben dabei ihr Leben verloren, und viele schiitische Mo-
scheen wurden zerstört.  

Treibende Kraft und Unterstützer der radikalen islamistischen 
Kräfte in Pakistan ist Saudi Arabien, das seit Jahren in der ganzen 
islamischen Welt den Wahhabismus, die streng orthodoxe Version 
ihrer islamistischen Interpretation des Koran, verbreitet. Dabei be-

nützen die „Hüter der heiligen Stätten“ des Islam die Hadsch, die 
heilige Verpflichtung eines jeden Muslim, einmal in seinem Leben 
die heiligen Stätten in Mekka und Medina zu besuchen, um die 
Hadsch-Pilger zum „richtigen“ Islam zu bekehren. Im großen Stil 
nutzt Saudi Arabien die Einnahmen aus dem Ölgeschäft, um durch 
finanzielle Unterstützung von Moschee- und Schulbau sowie Aus-
bau von Medieneinrichtungen die wahhabitische Richtung des Is-
lam weiter zu verbreiten. In vielen Städten des Landes wie Lahore 
und Multan befinden sich Gräber von Sufi-Mystikern, die in der Be-
völkerung hoch angesehen sind und verehrt werden. Für die streng 
orthodoxen Saudis der wahhabitischen Richtung ist die starke Rolle 
des mystischen Sufismus und der geistlichen Lehrer (Pir) nicht or-
thodox. Pakistanische Muslime, die zur Hadsch nach Mekka kom-
men, werden mit Nachdruck auf diese „Mängel“ in Hinblick auf die 
Orthodoxie aufmerksam gemacht. Die saudiarabische Regierung 
und die wahhabitischen Führer verfügen wegen ihrer finanziellen 
Unterstützung bei Moscheebauten und anderen Einrichtungen über 
einen ständig wachsenden Einfluss.12

Im Oktober 2018 hat der pakistanische Ministerpräsident Imran 
Khan an der weltweit wegen der Ermordung von Jamal Khashoggi 
umstrittenen Investorenkonferenz in Riad teilgenommen. Für sein 
Programm, Pakistan in einen „islamischen Wohlfahrtsstaat“ zu ver-
wandeln, wurden dem pakistanischen Ministerpräsidenten von 
Saudi Arabien 3 Milliarden Dollar Direkthilfe zugesagt sowie ein 
Zahlungsaufschub für Öl in der gleichen Höhe. Diese Hilfe seitens 
Saudi Arabiens ist sicher nicht selbstlos, sondern wie in anderen 
vergleichbaren Fällen mit der Erwartung oder der Bedingung ver-
bunden, Saudi Arabiens Version des Islam bei der Errichtung des 
islamischen Wohlfahrtsstaates „mit zu berücksichtigen“13.

Die Ahmadiyya-Bewegung (auch Qadani-Bewegung genannt), 
die von Mirza Ghulam Ahmad Qadani (1839–1908) auf dem Gebiet 
des heutigen Pakistan gegründet wurde, versteht sich selbst als 
eine islamische Gemeinschaft, in der die Lehren des Koran und 
der Sunnah Geltung haben. Über die Zahl der Anhänger der Ah-
madiyya-Bewegung in Pakistan gibt es sehr unterschiedliche An-
gaben, die zwischen den von der Bewegung selbst angegebenen 
5 Millionen und den nach offiziellen Angaben des Religionsbüros 
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der pakistanischen Regierung 0,22  % der Gesamtbevölkerung, also 
etwa 447.000 Mitgliedern, schwanken.14  

Vom sunnitischen Islam unterscheidet sich die Ahmadiyya dar-
in, dass sie ihrem Gründer Mirza Ghulam Ahmad Qadani den Rang 
eines Propheten einräumt. Diese Glaubensaussage der Ahmadis (so 
werden die Anhänger der Bewegung genannt), einen weiteren Pro-
pheten nach Muhammad anzunehmen, wird von orthodoxen Mus-
limen als Häresie angesehen. Schließlich heißt es im islamischen 
Glaubensbekenntnis, dass Muhammad sich selbst als „Siegel der 
Propheten“ bezeichnet hat, mit dem die Sendung von Propheten 
ihren Abschluss gefunden habe. Die Ahmadiyya-Bewegung ist eine 
im Ausland weit verbreitete Religionsgemeinschaft, deren Anhän-
ger sich selbst als Muslime betrachten. An vielen christlich-islami-
schen Dialogbegegnungen in Europa und in den USA waren und 
sind Angehörige der Ahmadiyya beteiligt. 

Seit 1974 gilt die Ahmadiyya durch einen Zusatz zur pakistani-
schen Verfassung nicht länger als eine islamische Religionsgemein-
schaft. Das hat zur Folge, dass die Ahmadis in ihrem Glaubensleben 
stark eingeschränkt sind und zum Beispiel von der Wallfahrt nach 
Mekka ausgeschlossen werden. In den in das Strafgesetz eingefüg-
ten Zusätzen des Strafgesetzes Artikel 298-B und 298-C wird den 
Ahmadis verboten, ihre Glaubensvorstellungen und Gebetsformen 
mit der islamischen Tradition entnommenen Begriffen zu bezeich-
nen. Mit Haftstrafen bis zu drei Jahren wird jede Form der missio-
narischen Werbung für die Ahmadiyya belegt. 

Die Zahl der Hindus beträgt nach US-amerikanischen Schätzun-
gen für das Jahr 2010 1,9 %, was etwa 3,87 Millionen Menschen ent-
spricht. Zur Zeit der Teilung 1947 lag der Anteil der auf dem Gebiet 
des heutigen Pakistan lebenden Hindus bei 23 %.15 Anfänglich wur-
den die wenigen im neuen Pakistan „zurückgebliebenen“ Hindus 
aufgefordert, das Land in Richtung Indien zu verlassen. Die Mehr-
zahl von ihnen, etwa 4,5 Millionen, kam der Aufforderung nach. Auch 
heute geht der schleichende Exodus von Hindus aus Pakistan nach 
Indien weiter. Die Zahl der nach Indien auswandernden Hindus wird 
jährlich mit etwa 5.000 angegeben, was auf die sich ständig ver-
schlechternden Lebensbedingungen in Pakistan zurückzuführen 
ist. Denn die Hindus, die nach der Teilung des Subkontinents 1947 
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im heutigen Pakistan zurückgeblieben sind, haben in der Folge als 
kleine Minderheit viele Diskriminierungen erlebt. 

Christen sind eine kleine Minderheit in Pakistan. US-amerika-
nische Schätzungen weisen eine Prozentzahl von 1,6 % an der Ge-
samtbevölkerung aus, was einer Zahl von etwa 3,26 Millionen Gläu-
bigen entspricht. Die römisch-katholische Kirche, der gut 1 Million 
Gläubige angehören, ist in die Erzdiözesen Karatschi und Lahore, 
die Diözesen Faisalabad, Multan und Islamabad-Rawalpindi sowie 
das Apostolischen Vikariat Quetta aufgeteilt. Die protestantische 
„Church of Pakistan“ ging 1970 aus dem Zusammenschluss der An-
glikanischen Kirche in Pakistan, der Vereinten Methodistischen Kir-
che in Pakistan, der United Church of Pakistan und der Lutherischen 
Kirche in Pakistan hervor und hat zwischen 800.000 und etwa 2 Mil-
lionen Mitglieder. Es gibt einige Freikirchen, deren Mitgliedszahlen 
nicht greifbar sind. Durch ihre Missionsanstrengungen gegenüber 
Muslimen, die von christlich-fundamentalistischem Gedankengut 
im Hinblick auf den Islam geprägt sind, stören sie oft den religiösen 
Frieden und bieten islamistischen Muslimen die Beweise, um Chris-
ten generell zu beschuldigen, den Islam zu verteufeln und Muslime 
mit falschen Aussagen über den Islam zum Christentum bekehren 
zu wollen.

Die Zusammensetzung der katholischen Bevölkerung in Pakis-
tan ist geprägt von der Missionsgeschichte. Es waren ursprünglich 
katholische Kaufleute aus Indien (Goa und Mangalore), die den 
Kern der katholischen Kirche auf dem Gebiet des heutigen Pakistan 
bildeten. Die Nachkommen dieser Katholiken, die häufig auch heu-
te noch besser Konkani, die Regionalsprache in Goa, als Urdu, die 
Nationalsprache Pakistans, sprechen, sind die tonangebende Grup-
pe in der Kirche. Eine große Zahl von Priestern und vor allem auch 
von Bischöfen kommt aus ihren Kreisen, wie ihre portugiesisch 
klingenden Namen zeigen.16 Die weitaus größte Zahl der Katholiken 
in Pakistan gehört zur Volksgruppe der Pandschabis. Offiziell gibt 
es in Pakistan in Übereinstimmung mit dem islamischen Ideal der 
Gemeinschaft aller Gläubigen (Umma) keine Kasten mehr, doch de 
facto spielt die Zugehörigkeit zu bestimmten, graduell abgestimm-
ten gesellschaftlichen Gruppen beziehungsweise Kasten eine fast 
ebenso große Rolle wie in Indien. Die Mehrzahl der Christen kommt 
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aus der Klasse der Unberührbaren (Shudras) und der Kastenlosen 
(Dalits). Viele von ihnen arbeiten in gesellschaftlich wenig angese-
henen Berufen, beispielsweise in Ziegeleien oder in der Abfallbe-
seitigung. Als am Rande der Gesellschaft Stehende müssen sie ihre 
Wohnungen am Rande von Ortschaften und Dörfern nehmen und 
haben oft nur eingeschränkt Zugang zu sauberem Trinkwasser oder 
öffentlichen Einrichtungen. Für die Neuchristen aus diesen Krei-
sen bedeutet die Taufe eine Möglichkeit, ihrem Schicksal, an der 
untersten Stelle der Gesellschaft zu stehen, wenigstens teilweise 
zu entgehen. Um den Neuchristen, die oft durch die Taufe die tra-
ditionellen Bande von Familie und Kaste zerschnitten hatten, neue 
Sicherheit und Geborgenheit in einer Gruppe zu geben, gingen die 
Missionare dazu über, eigene Dörfer für Christen zu errichten, wo-
durch sie in einer Art Ghetto sicherer leben konnten. Die Christen 
wurden so zu einer von der übrigen Gesellschaft abgetrennten und 
damit „fremden“ Gruppe. Anders war die Situation der Christen in 
den Städten. Dort gelangten sie aufgrund ihrer oft besseren Aus-
bildung in gute berufliche Positionen und konnten einen Lebens-
standard erreichen, der dem des Mittelstandes entsprach. Viele 
Christen sind im Bildungs- und Erziehungssektor an verschiedenen 
Schulen tätig. In den Krankenhäusern, die oft in christlicher Trä-
gerschaft sind, stellen christliche Krankenschwestern die Mehrheit. 
Einzelne Christen haben es zu hohen Posten in der Regierung, in 
der Justiz und in der Armee gebracht. Es gibt bekannte christliche 
Sportler, gute Journalisten, Ärzte und Intellektuelle. Vorherrschend 
bleibt aber für Christen in Pakistan, dass sie eine kleine Minderheit 
sind und als Angehörige einer in Pakistan als „fremd“ angesehenen 
Religion nicht voll in die Gesellschaft integriert sind. 

Dabei haben die christlichen Kirchen in Pakistan wichtige Bei-
träge zum Aufbau des Landes geleistet. Im Erziehungswesen haben 
die christlichen Kirchen ein weitgefächertes Schulsystem aufge-
baut, zu dem renommierte Gymnasien gehörten, die vor allem von 
Kindern aus der Ober- und Mittelschicht besucht wurden. Daneben 
gibt es eine Reihe anderer Einrichtungen wie Kindergärten, Grund- 
und Mittelschulen für die ärmeren Schichten der Bevölkerung. 1972 
wurden alle christlichen Schulen vom Staat enteignet, weil ihr Ein-
fluss als zu groß angesehen wurde und der Islamisierungskampa-
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gne im Wege stand. 1985 wurde eine Reihe dieser Schulen wieder 
an die christlichen Kirchen zurückgegeben, weil es an staatlichen 
Lehrkräften mangelte und die für den Unterhalt notwendigen fi-
nanziellen Mittel staatlicherseits nicht erbracht werden konnten. 
Einen viel beachteten Beitrag leisten die Christen durch ihre me-
dizinischen Einrichtungen und ihr persönliches Engagement auf 
dem Gebiet der Gesundheitsversorgung auf dem Lande. Nicht nur 
in Pakistan, sondern auch im Ausland ist der Einsatz der deutschen 
katholischen Ärztin und Ordensfrau Ruth Pfau (1929–2017) beachtet 
und gewürdigt worden, die durch ihren vorbildlichen Einsatz für Le-
prakranke und als medizinische Beraterin des Präsidenten bekannt 
geworden ist.17 In Karachi gründete sie ein Leprakrankenhaus, das 
mit einem Netz von Außenstationen im ganzen Land tätig geworden 
ist. Zugleich wurde im Zentrum in Karachi Pflegepersonal für die 
Betreuung von Leprakranken ausgebildet. Seit 1984 weitete sie ihre 
Arbeit auch auf Afghanistan aus.18 2002 wurde Ruth Pfau mit dem 
„Ramon Magsaysay Preis“ ausgezeichnet und erhielt bei ihrem Tod 
2017 ein Staatsbegräbnis als „Nationalheldin“. 

Weitere, zahlenmäßig sehr schwach vertretene religiöse Minder-
heiten im Land sind Bahai, Sikhs, Parsis beziehungsweise Zoroas-
trier, Zikri Muslime, Buddhisten, Kalasha, Kihals, Jains.
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Als wichtigste Norm des globalen Völkerrechts gilt der Internatio-
nale Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR)19 vom 16. 
Dezember 1966, der am 23. März 1976 in Kraft getreten ist und den 
die Islamische Republik Pakistan am 17. April 2008 unterzeichnet 
und am 23. Juni 2010 ratifiziert hat.20

Artikel 18 des IPbpR enthält eine für die Islamische Republik Pa-
kistan völkerrechtlich verbindliche Definition von Religionsfreiheit:

(1) Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewis-
sens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst 
die Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschau-
ung eigener Wahl zu haben oder anzunehmen, und 
die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung 
allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich 
oder privat durch Gottesdienst, Beachtung religiöser 
Bräuche, Ausübung und Unterricht zu bekunden. 

(2) Niemand darf einem Zwang ausgesetzt werden, 
der seine Freiheit, eine Religion oder eine Weltan-
schauung seiner Wahl zu haben oder anzunehmen, 
beeinträchtigen würde.

(3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung 
zu bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehe-
nen Einschränkungen unterworfen werden, die 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, 

Gesundheit, Sittlichkeit oder der Grundrechte und 
-freiheiten anderer erforderlich sind.

(4) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Freiheit 
der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds oder 
Pflegers zu achten, die religiöse und sittliche Er-
ziehung ihrer Kinder in Übereinstimmung mit ihren 
eigenen Überzeugungen sicherzustellen.

Dem Fakultativprotokoll über die Individualbeschwerde vom 16. De-
zember 1966 (in Kraft getreten am 23. März 1976), das auch Einzel-
personen eine Beschwerde vor dem Menschenrechtsausschuss der 
Vereinten Nationen eröffnet, ist Pakistan bislang nicht beigetreten.21

Die Allgemeine Bemerkung (General Comment) Nr. 22 vom  
20. Juli 1993 konkretisiert einige der im IPbpR enthaltenen Rechte. 
So wird dort hervorgehoben, dass Religionsfreiheit universell gültig 
ist, das heißt für alle Menschen und alle Weltanschauungen gilt: 
„Artikel 18 schützt theistische, nicht-theistische und atheistische 
Anschauungen sowie das Recht, sich zu keiner Religion oder Welt-
anschauung zu bekennen.“22 Dazu gehört auch die Freiheit, seine 
Religion oder Weltanschauung zu wechseln.23 Zudem muss die Mög-
lichkeit gegeben sein, den Militärdienst aus Gewissensgründen zu 
verweigern und durch alternative Dienstformen zu ersetzen.24

Staatliche Einschränkungen der im IPbpR enthaltenen Religions-
freiheit sind strengen Kriterien unterworfen, um die Substanz des 
Rechtes zu wahren. Dabei dürfen mögliche gesetzlich vorgesehene 
Einschränkungen zum Schutz der Sicherheit und der öffentlichen 
Ordnung sowie zum Schutze der Rechte anderer ausschließlich das 
forum externum betreffen, das die Verwirklichung und Betätigung 
der Überzeugung nach außen beschreibt. Der innere personale 
Schutzbereich des Menschen als Ort, an dem die innere Überzeu-
gungsbildung stattfindet, wird als forum internum bezeichnet und 
gilt als absolut geschützt.

Mit der Ratifizierung des IPbpR haben sich die nationalen Regie-
rungen verpflichtet, Religionsfreiheit zu achten, zu schützen und zu 
gewährleisten. Der Staat darf nicht ungerechtfertigt in die religiöse 
Freiheit eingreifen, muss vor Einschränkungen durch Dritte schützen 
und durch entsprechende umfangreiche Maßnahmen die Religions-
freiheit als Menschenrecht fördern und ihre Gewährung erleichtern.25
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VERFASSUNGSRECHTLICHER RAHMEN
Der Text der heute gültigen Verfassung wurde am 10. April 1973 
unter dem Ministerpräsidenten Zulfikar Ali Bhutto vom Parlament 
gebilligt.26 

Präambel

 Da die Souveränität über das gesamte Universum 
allein Allah dem Allmächtigen gebührt, und da die 
Autorität, die das Volk Pakistan in den von ihm fest-
gelegten Grenzen ausübt, eine heilige Verpflichtung 
ist; 

 […]
 Und so ist es der Wille des Volkes von Pakistan, eine 

Ordnung zu erstellen: 
 […]
 in der die Prinzipien von Demokratie, Freiheit, 

Gleichheit, Toleranz und sozialer Gerechtigkeit, wie 
sie im Islam ausgedrückt sind, in ganzer Fülle be-
achtet werden sollen;

 in der die Muslime befähigt sein sollen, ihr Leben 
im individuellen sowohl wie im kollektiven Raum in 

Übereinstimmung mit der Lehre und den Anforde-
rungen des Islam, wie sie im Heiligen Koran und der 
Sunnah ausgedrückt sind, zu leben;

 in der Vorsorge dafür getragen werden soll, dass 
die Minderheiten frei ihre Religionen bekennen und 
ausüben und ihre Kulturen entwickeln können;

 […]
 in der die fundamentalen Rechte gelten, einschließ-

lich der Gleichheit im Status und vor dem Gesetz, 
sozialer, wirtschaftlicher und politischer Gerechtig-
keit, Freiheit der Gedanken, der Rede, des Glaubens, 
der Religion, des Gottesdienstes und der  Versamm-
lung in Übereinstimmung mit dem Gesetz und der 
öffentlichen Moral;

 […]

Artikel 1 der Verfassung hält fest, dass Pakistan als föderative Re-
publik Islamische Republik Pakistan genannt wird. Der Islam ist laut 
Artikel 2 Staatsreligion.

Artikel 31 regelt die „Islamische Lebensweise“:
(1) Es sollen Schritte unternommen werden, den Musli-

men in Pakistan sowohl individuell wie auch kollek-
tiv zu ermöglichen, ihr Leben in Übereinstimmung 
mit den fundamentalen Prinzipien und wichtigen 
Begriffen des Islam zu ordnen und für sie die dafür 
notwendigen Einrichtungen bereitzustellen, wodurch 
sie in die Lage versetzt werden, den Sinn des Lebens 
in Übereinstimmung mit dem Heiligen Koran und 
der Sunnah zu verstehen.

(2) In Hinblick auf die Muslime in Pakistan wird der 
Staat sich dafür einsetzen 

 –  den Unterricht des Heiligen Koran und der is-
lamischen Lehre verpflichtend zu machen, zum 
Lernen der arabischen Sprache zu ermuntern und 
sicherzustellen, dass der Heilige Koran korrekt 
und exakt gedruckt und publiziert wird.

RELIGIONS–
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 –  die Einheit und die Beachtung der islamischen 
moralischen Standards zu fördern; und

 –  die ordnungsgemäße Organisation der Armenab-
gabe, der Stiftungen und der Moscheen sicherzu-
stellen.

Artikel 36 nimmt auf den Schutz der Minderheiten Bezug:
 Der Staat soll die legitimen Rechte und Interessen 

der Minderheiten schützen, eingeschlossen die 
ihnen zustehende Repräsentation in den föderalen 
und provinziellen Diensten. 

Artikel 51, Absatz 4, hält fest, dass im Parlament 10 der 326 Sitze für 
Nichtmuslime reserviert sein müssen. 

Artikel 42 und Artikel 91, Absatz 5, schreiben fest, dass sowohl der 
Präsident als auch der Ministerpräsident einen Amtseid vor dem 
Obersten Gericht ablegen müssen.27 Der Beginn des Eides für den 
Präsidenten und den Ministerpräsidenten lautet:

 „Ich … schwöre feierlich, dass ich Muslim bin und an 
die Einheit und Einzigartigkeit Allahs des Allmäch-
tigen glaube, an die Bücher Allahs, den Heiligen 
Koran, der das letzte von ihnen ist, an das Prophe-
tenamt von Muhammad (Friede sei mit ihm) als des 
letzten der Propheten und daran, dass es keinen 
Propheten nach ihm geben kann, an den Tag des 
Gerichtes und an alle Forderungen und Lehren des 
Heiligen Koran und der Sunnah.“

Teil 9 der Verfassung regelt weitere islamische Bestimmungen. Dar-
unter fallen Artikel 227 und Artikel 230.
Artikel 227:

(1) Alle bestehenden Gesetze sollen in Übereinstim-
mung mit den Bestimmungen des Islam, wie sie im 
Heiligen Koran und in der Sunnah niedergelegt sind, 
erlassen werden und kein Gesetz darf verabschiedet 
werden, dass diesen Bestimmungen widerspricht.

(3) Nichts in diesem Teil darf die Personengesetze von 
nichtmuslimischen Bürgern oder ihren Status als 
Bürger beinträchtigen. 

Artikel 230, Absatz 1, führt die Funktionen des Islamrats auf, der Ge-
setze auf ihre Vereinbarkeit mit islamischen Prinzipien hin unter-
sucht und Maßnahmen ergreift, damit Muslime in Pakistan ihr Le-
ben in Übereinstimmung mit den Prinzipien und Lehren des Islam 
leben können.

VERLETZUNG DER RELIGIONSFREIHEIT 
DURCH STAATLICHE UND  
NICHTSTAATLICHE AKTEURE
Scharia als Staatsgesetz

1991 wurde auf Betreiben radikaler muslimischer Gruppen von der 
Regierung Nawaz Sharif die Einführung der Scharia als Staatsgesetz 
durchgesetzt. Konkret bedeutete dies, dass im Wirtschafts- und Fi-
nanzwesen das Zinsnehmen (riba) generell verboten und durch ein 
islamisches Banksystem ersetzt wurde. Durch die Einführung der 
Scharia ins Justizwesen entstand eine bleibende Rechtsunsicher-
heit, weil einerseits die pakistanische Verfassung und die staatli-
chen Gesetze formell weiter gelten sollten, andererseits aber von 
den islamischen Gesetzeslehrern (maulvis) den Richtern die Vor-
gabe gemacht wurde, alle Entscheidungen im „Lichte der Scharia“ 
zu treffen. De facto bedeutet dies, dass die islamischen Richter 
das letzte Wort haben und die Entscheidungen der professionellen 
Richter jederzeit aufheben können. Proteste der christlichen Kir-
chen, dass die von der Verfassung garantierten Rechte der Minder-
heiten ausgehöhlt und aufgehoben würden, wurden ignoriert. Die 
Einführung der Scharia bedeutet zum Beispiel, dass Angehörige der 
Minderheiten nicht in gleicher Weise wie ihre muslimischen Mit-
bürger vor Gerichten zeugnisberechtigt sind, da das Zeugnis eines 
Nichtmuslim nur halb so viel gilt wie das eines Muslim. Auch werden 
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die von der Scharia vorgeschriebenen Gebote und Verbote auch für 
die Minderheiten verpflichtend gemacht. So müssen während des 
Ramadans auch Nichtmuslime die strengen Fastengebote in der Öf-
fentlichkeit beachten. Die eigentlich nur für Muslime geltenden Hu-
dud-Gesetze, das heißt die von der Scharia vorgeschriebenen Stra-
fen für bestimmte Delikte wie Raub (geahndet durch Hand- oder 
Fußamputation) und Ehebruch (geahndet mit Steinigung), wie auch 
die Bestimmungen über Blutgeld (qisas und diyat) werden eben-
falls auf die Minderheiten ausgedehnt. 

Diskriminierung und Gewalt  
gegen religiöse Minderheiten

Die 2,5 Millionen Christen in Pakistan und Angehörige anderer re-
ligiöser Minderheiten fühlen sich wie „Bürger zweiter Klasse“ und 
werden immer stärker in der Ausübung ihrer Religion und ihrer bür-
gerlichen Rechte behindert. Nichtmuslime sind von den höchsten 
Ämtern im Land – Präsident und Ministerpräsident – ausgeschlos-
sen und werden bei Besetzungen in staatlichen Behörden, den Ge-
richten und im Militär diskriminiert; ihr Recht auf Gleichbehandlung 
wird systematisch verletzt. Seit der 1985 erfolgten Änderung des 
Wahlgesetzes durch den damaligen Präsidenten Zia-ul-Haq gibt 
es in Pakistan kein gleiches Wahlrecht für alle Bürger des Landes 
mehr. Im vollen Sinne wahlberechtigt sind nur die Muslime, wäh-
rend die Angehörigen der religiösen Minderheiten nur für Kandi-
daten aus ihren eigenen Reihen stimmen können, wobei die Zahl 
der den jeweiligen Minderheiten zugestandenen Sitze – jeweils vier 
Sitze für die Christen und vier für die Hindus, so wie jeweils ein Sitz 
für die Angehörigen der Ahmadiyya und für die Sikhs, Buddhisten 
und Parsis – von vornherein festgelegt ist. Für die Angehörigen der 
Minderheiten bedeutet dies neben vielen weiteren Diskriminierun-
gen eine weitgehende Einschränkung ihrer Bürgerrechte. 

Alljährlich wird in Pakistan der „Nationale Tag der Minderheiten“ 
(National Minorities Day) begangen, der 2018 auf den 11. August fiel. 
Sebastian Shaw, der Erzbischof von Lahore, weigerte sich, an der 
nationalen Feier teilzunehmen, da die Minderheiten im Lande im-
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mer noch nicht gleichberechtigte Bürger seien. Anstelle der offiziel-
len Feier nahm er an einem von der „Human Friends Organization“ 
veranstalteten „Tag der Verschiedenheit“ (Day of Diversity) teil, der 
in Lahore, der Hauptstadt der Pandschab-Provinz stattfand.

Es waren aber auch Stimmen von katholischen Gruppen zu hö-
ren, die den „Tag der Minderheiten“ als eine positive Geste der Re-
gierung und als Ausdruck der Bemühung anerkannten, die sozial 
schwächeren Gruppen in der Gesellschaft zu stärken.28 In ähnlicher 
Weise hatte sich Erzbischof Joseph Coutts von Karachi nach sei-
ner Ernennung zum Kardinal im Juli 2018 geäußert. Im Rahmen der 
vielen Interviews, die es aus diesem Anlass gab, hat er deutlich 
gemacht, dass die Situation der christlichen Minderheit in Pakis-
tan immer noch zu wünschen übrig lasse. Doch zugleich wies er 
darauf hin, dass die christlichen Kirchen einen großen Beitrag zur 
Entwicklung Pakistans besonders auf den Gebieten der Gesundheit, 
der Erziehung und der Sozialarbeit geleistet haben. Der Beitrag 
der Christen sei weit höher gewesen als ihr geringer Anteil an der 
Bevölkerung hätte erwarten lassen. Mit Blick auf die gegenwärti-
ge Situation in Pakistan würdigte er positiv, dass es einen Über-
gang der Regierung durch demokratische Wahlen gegeben habe. 
Die Beschäftigungsrate der zu den Minderheiten gehörigen Arbei-
tern habe sich gebessert. Positiv sei auch, dass die Zentralregie-
rung 2014 angeordnet habe, staatliche Einrichtungen zu schaffen, 
die sich um die Rechte der Minderheiten kümmern. Dies bedeu-
te nicht, dass alle Christen in Pakistan sich sicher im Land fühlen 
könnten. Selbstmordattentäter hätten sich in mehreren Fällen in 
oder im Umfeld von Kirchen in die Luft gesprengt und viele Opfer 
gefordert. An vielen Orten seien Kirchen Brandstiftung zum Opfer 
gefallen. Aber es gelte auch festzuhalten, dass die Zahl der Opfer 
durch islamistische Gewalttäter unter den Muslimen weitaus höher 
läge als unter den religiösen Minderheiten. Mit Blick auf die religiös 
motivierten Gewalttaten hielt Erzbischof Joseph Coutts fest: 

„Diese Gewalt ist ein Problem, das das ganze Land betrifft. Diese 
extreme und äußerst fanatische Form des Islam, die nicht den all-
gemeinen Islam widerspiegelt, betrifft nicht nur Christen und ande-
re nichtmuslimische religiöse Gemeinschaften, sondern die Terro-
risten verschonen auch Muslime nicht. Sie greifen Tempel, Kirchen 
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und Moscheen an. Sie haben eine in vieler Hinsicht eigenwillige 
Ideologie und sie bringen Leid und Zerstörung ins Land. Wir Chris-
ten leiden mit“.29

Nach Angaben der Nationalen Kommission „Gerechtigkeit und 
Frieden“ in Pakistan sind im Zeitraum 1987–2015 in 633 Fällen gegen 
Muslime, in 494 Fällen gegen Ahmadis, in 187 Fällen gegen Christen 
und in 21 Fällen gegen Hindus religiös motivierte Gewalttaten be-
gangen worden.30 Bei der Flutkatastrophe im Juli 2010 in der Provinz 
Sindh wurden die Dörfer der christlichen Minderheit beim Kampf 
gegen das Hochwasser gegenüber den reichen muslimischen Land-
besitzern gezielt benachteiligt und praktisch ohne staatliche Unter-
stützung sich selbst überlassen.31 

Minderheitendiskriminierung bei Bewerbungen

Bei Bewerbungen für qualifizierte Berufe werden Angehörige der 
religiösen Minderheiten oft diskriminiert. Auch wenn sie fachlich 
für die Arbeitsstelle geeignet sind, werden ihnen weniger qualifi-
zierte muslimische Arbeitnehmer vorgezogen. Christliche Bewerber 
erfahren immer wieder, dass sie in Berufe abgedrängt werden, die 
in der Gesellschaft wenig angesehen sind, wie beispielsweise die 
Straßenreinigung.

Diskriminierung der Ahmadiyya

Seitdem Angehörige der Glaubensgemeinschaft in Pakistan nicht 
mehr als Muslime gelten, mehren sich die Angriffe gegen die Ah-
madiyya, die in Pakistan zur am meisten verfolgten Religionsge-
meinschaft geworden ist und deren Angehörige großen Diskrimi-
nierungen ausgesetzt sind. Von 1984 bis 2018 wurden 77 Ahmadis 
aus Hass ermordet. In mehreren Fällen wurden Moscheen der Ah-
madiyya und andere von Ahmadis genutzte Gebäude zerstört, ohne 
dass die Behörden juristische Schritte zur Aufklärung und Sühnung 
unternommen hätten.32 Angehörige der Ahmadiyya werden immer 
wieder wegen Blasphemie und Verstößen gegen das Religionsge-

setz angeklagt, weil sie, die offiziell keine Muslime sind, fortfahren, 
islamische Gebetsformen zu gebrauchen, ihren Kindern muslimi-
sche Namen geben, öffentlich den Gebetsruf (Azan) verwenden, 
oder zur Hadsch nach Mekka reisen – Verhaltensweisen, die ihnen 
laut Gesetzesverordnung nicht mehr erlaubt sind.33 Anfang Septem-
ber 2018 gab die Regierung von Ministerpräsident Imran Khan dem 
Druck von Islamisten nach und verzichtete auf die Ernennung des 
renommierten Wirtschaftsfachmanns Atif Mian zum Wirtschaftsbe-
rater der Regierung – gegen ihn hatte es wegen seiner Zugehörigkeit 
zur Ahmadiyya Proteste radikaler islamistischer Gruppen gegeben.34

Diskriminierung der Hindus

In Schulbüchern wird die Staatsideologie gelehrt, nach der Pakistan 
„das Land der Muslime“ ist, in dem Hindus „eigentlich“ keinen Platz 
haben. Die im Land lebenden Hindus werden als Angehörige einer 
„unerwünschten Minderheit“ dargestellt und als „zurückgeblieben“ 
und „abergläubisch“ diskriminiert. Jahrzehnte hindurch wurden Ehe-
schließungen von Hindus zivilrechtlich nicht registriert und damit 
nicht anerkannt. Im Alltag war dies mit gravierenden Einschränkun-
gen verbunden, schließlich benötigen Ehepaare einen Trauschein, 
um z. B. Mitverträge abzuschließen, ein Bankkonto zu eröffnen oder 
einen Personalausweis zu beantragen. Erst 2016 wurde durch ein 
neues Gesetz in der Provinz Sindh Paaren hinduistischen Glaubens 
ermöglicht, ihre Ehen registrieren und damit rechtlich anerkennen 
zu lassen. Das neue Gesetz wurde daher von den Hindus als ein Fort-
schritt hin zur Gleichberechtigung als pakistanische Bürger begrüßt, 
auch wenn es zunächst nur in der Provinz Sindh Geltung hat, in der 
die meisten Hindus in Pakistan leben. Das Gesetz könnte dabei hel-
fen, dass die Fälle von Entführungen hinduistischer Frauen, die ge-
zwungen werden, zum Islam zu konvertieren und eine Ehe mit einem 
muslimischen Partner einzugehen, zurückgehen.35 Kritiker befürchten 
jedoch, dass ein entscheidender Zusatz zum Gesetz weitere Gefahren 
birgt: Wenn einer der Ehepartner zum Islam konvertiert, wird die Ehe 
automatisch annulliert. Diese Vorgabe könnte dafür sorgen, dass die 
Ehe einer unter Zwang zum Islam konvertierten Frau annulliert wird, 
um sie dann gegen ihren Willen mit einem Muslim zu verheiraten.
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Behinderungen beim Bau  
von Kirchen und Tempeln

Gemäß Artikel 20-B der pakistanischen Verfassung hat jede Re-
ligionsgemeinschaft das Recht – unter Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Ordnung und Moral – im Einklang mit den bestehenden 
gesetzlichen Bauvorschriften religiöse Einrichtungen zu errich-
ten, zu unterhalten und zu verwalten. Der Bau von Gebetsstätten 
und Kirchen ist den nichtmuslimischen Religionsgemeinschaften, 
die staatlicherseits anerkannt sind, damit grundsätzlich möglich. 
In der Praxis wird der Bau von Gebetsstätten und Kirchen oft er-
schwert oder direkt verhindert mit der Begründung, dass Christen 
kein Recht hätten, ihre Gebetsstätten in mehrheitlich islamischen 
Ortschaften zu errichten. So wurde im Dorf Nayya Sarabah in der 
Provinz Pandschab im Juni 2018 eine von der protestantischen Full 
Gospel Assembly errichtete Kirche auf Druck der muslimischen 
Mehrheitsbevölkerung geschlossen und ist vom Abbruch bedroht. 
Zur Begründung hieß es: „Wir Muslime sind in der Mehrheit in die-
sem Dorf  und können es nicht zulassen, dass hier eine Kirche ge-
baut wird.“36

Erzwungene Bekehrungen zum Islam

Seit Langem häufen sich die Berichte, dass Angehörige von ethni-
schen und religiösen Minderheiten gezwungen werden, sich zum 
Islam zu bekennen. Betroffen sind vor allem Frauen aus diesen 
Gruppen, die zunächst unter Zwang eine Ehe mit einem Muslim 
eingehen und dann zum Übertritt zum Islam gebracht werden. 
Christliche und hinduistische Organisationen beklagen, dass Ent-
führungen von Frauen aus ihren Religionsgemeinschaften durch 
Muslime sich häufen. Die Frauen würden dann in Ehen gepresst 
und zur Konversion zum Islam genötigt. So wurde im April 2016 eine 
23-jährige Christin in Kasur Distrikt in der Provinz Pandschab von 
zwei bewaffneten Männern entführt und zur Ehe mit einem Muslim 
gezwungen. Auf die Anzeige der Familie reagierte die Polizei mit 
der Feststellung, dass die junge Frau freiwillig geheiratet habe und 
genauso freiwillig zum Islam konvertiert sei.37

Fehlende Freiheit religiöser Bildung

Seit September 2009 ist Islamunterricht als verbindliches Lehrfach 
für alle Schüler bis zum Alter von 16 Jahren von der Regierung ein-
geführt worden. Dagegen haben die religiösen Minderheiten pro-
testiert und ihrerseits gefordert, dass es auch für die Minderheiten 
von Hindus, Sikhs und Christen die Möglichkeit des Religionsunter-
richts in ihren jeweiligen Religionen im Rahmen der staatlichen 
Schulen geben müsse.

Christliche Künstler unter Druck

Pakistans Christen leben unter dem ständigen Druck der musli-
mischen Mehrheit. Die Vorstellungen von dem, was ein gläubiger 
Mensch zu tun und zu lassen hat, beeinflusst auch die Minderhei-
ten. In den meisten christlichen Kirchen in Pakistan finden sich we-
nige religiöse Bilder. Mit Rücksicht auf den Islam, der Abbildungen 
von Personen verbietet, verzichten die Christen in Pakistan auf bild-
liche Darstellungen von Jesus und den Heiligen. In Antwort auf die 
Verehrung des Koran, der heiligen Schrift der Muslime, stellen sie 
die Bibel in den Mittelpunkt. Christliche Künstler, die Statuen von 
Heiligen herstellen, werden von den Muslimen beschuldigt, Göt-
zenbilder zu schaffen. Es gibt auch protestantische Christen, ein-
schließlich Pastoren, die diese Vorwürfe gegen christliche Künstler 
erheben. Yakub Masih, ein christlicher Künstler, der in Warispura in 
der Nähe von Faisalabad im Pandschab christliche Skulpturen her-
stellt, ist einer der Künstler, die mit diesen Vorwürfen leben müs-
sen. Er kann seine Werke nur über die Geschäfte der Schwestern 
von St. Paul verkaufen.38

Missbrauch der Antiblasphemiegesetze

In Pakistan ist seit der Präsidentschaft des Generals Zia ul-Haq 
(1979–1988) der Einfluss der radikalen muslimischen Gruppen ste-
tig gewachsen. Anfang der 1990er Jahre wurden die Sharia-Gesetze 
gleichberechtigt neben die zivilen Gesetze gestellt. Ausgelöst von 
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der Debatte um die „Satanischen Verse“ von Salman Rushdie wur-
den in Pakistan im Jahr 1992 die sogenannten Antiblasphemiegeset-
ze verändert. Der Paragraph 295 des pakistanischen Strafgesetzes 
wurde um § 295-B und § 295-C erweitert. § 295-B sieht vor, dass eine 
willentliche Beschmutzung oder Zerstörung des Koran mit lebens-
langer Haft bestraft wird. Laut § 295-C soll derjenige, der mit Worten 
oder schriftlich den heiligen Namen des Propheten Mohammad be-
schmutzt, mit dem Tod bestraft werden.39 Die seit 1992 verschärf-
ten Antiblasphemiegesetze haben das gesellschaftliche Klima und 
das Zusammenleben der Angehörigen der verschiedenen Religio-
nen im Lande stark beeinträchtigt.40 Sehr oft werden diese Gesetze 
missbraucht, um in persönlichen Feindschaften und Streitigkeiten 
Rache zu üben und offene Rechnungen zu begleichen. Davon be-
troffen sind alle Schichten in der pakistanischen Gesellschaft. In 
vielen Fällen kam es zu unbegründeten Anklagen wegen Blasphe-
mie, bei denen die Ankläger persönliche Rachegelüste hatten oder 
aus Habgier handelten.41 Die Behörden regieren auf Anzeigen we-
gen Blasphemie in den meisten Fällen mit der Festnahme der An-
geklagten und in der nachfolgenden Gerichtsverhandlung werden 
die Aussagen der Ankläger meist höher bewertet als die Argumen-
tation der Verteidigung. Die Richter sind oft eingeschüchtert und 
fürchten, bei Freisprüchen von radikalen muslimischen Gruppen 
physisch angegriffen zu werden, wie dies in einigen Fällen auch ge-
schehen ist. Noch häufiger sind aber die Fälle, in denen es nicht zur 
Verhaftung und zum Prozess gegen Personen kommt, die der Blas-
phemie beschuldigt werden, weil vorher Lynchjustiz geübt und die 
Beschuldigten durch wütende Mobs umgebracht werden. Seit 1992 
war dies bei 70 Opfern der Fall, während die Zahl der nach Gerichts-
verhandlungen zum Tode Verurteilten bei 40 Fällen liegt. Versuche, 
die Antiblasphemiegesetze zu ändern beziehungsweise gänzlich 
abzuschaffen, stoßen immer wieder auf heftigen Widerstand der 
radikalen muslimischen Gruppierungen. Seit 2017 gibt es immerhin 
einen Gesetzesentwurf, der falsche Beschuldigungen wegen Blas-
phemie mit denselben Strafen belegen soll wie sie gegen Personen 
verhängt werden, die der Blasphemie schuldig gesprochen werden. 

Im letzten Jahrzehnt wurden 793 Personen wegen Blasphemie 
angeklagt, davon waren 52 % Muslime, 34 % Anhänger der Ahma-

diyya, 12 % Christen und 1 % Hindus. Rechnet man die Angehöri-
gen der Ahmadiyya weiterhin zum Islam, so entfallen zwei Drittel 
der Anklagen auf Muslime. Angehörige religiöser Minderheiten sind 
angesichts der Mehrheitsverhältnisse in der Bevölkerung dennoch 
überproportional betroffen. Anklagen wegen Verstoßes gegen die 
Antiblasphemiegesetze, die sich gegen Angehörige der Minderhei-
ten richten, führen immer wieder dazu, dass nicht nur die direkt 
betroffenen Personen, sondern auch ihre Gemeinschaften Ziel von 
Angriffen und Repressalien werden. So kommt es im Fall von An-
klagen gegen Christen wegen Blasphemie häufig auch zu Angriffen 
gegen Wohnhäuser ihrer Angehörigen, zur Zerstörung von Kirchen 
und Angriffen gegen Personen. Wegen der vielfältigen negativen 
Auswirkungen der Antiblasphemiegesetze wurde und wird im In- 
und Ausland immer wieder gefordert, sie ganz abzuschaffen oder 
zumindest zu entschärfen. Verschiedene pakistanische Regierun-
gen haben versucht, diese Forderungen aufzugreifen, sind aber 
immer vor den Protesten der radikalen islamistischen Gruppen 
zurückgewichen. Wie stark deren Einfluss inzwischen geworden ist, 
zeigte sich, als Anfang Januar 2011 der Gouverneur der pakistani-
schen Provinz Pandschab, Salman Taseer, von seinem eigenen Per-
sonenschutz ermordet wurde. Der Täter, der von der muslimischen 
Mehrheit, aber auch von amtlichen Stellen wie ein Held gefeiert 
wurde, gab als Motiv für seine Tat an, dass er den Erfolg der Bemü-
hungen des Gouverneurs, die Antiblasphemiegesetze abzuschaffen, 
verhindern wollte. Dass dieser feige Mord an einem hochrangigen 
Politiker so weitgehende Zustimmung nicht nur unter den radika-
len Gruppierungen, sondern allgemein im Land und auch in Regie-
rungs- und Militärkreisen fand, zeigt, dass sich in allen Bereichen 
das islamistische Gedankengut schleichend verbreitet. 

Nur wenig später wurde im März 2011 der katholische Minister 
für religiöse Minderheiten, Shahbaz Bhatti, in seinem Dienstwagen 
in Islamabad erschossen. Auch Shahbaz Bhatti hatte sich für die 
Abschaffung der Antiblasphemiegesetze eingesetzt. Die Verantwor-
tung für diesen Mord, der einer Hinrichtung glich, übernahm die 
radikale islamistische Gruppierung Tehreek-e-Taliban-Pakistan, der 
Dachverband verschiedener Gruppen militanter Islamisten. Shah-
baz Bhatti war der Gründer der All Pakistan Minorities Alliance und 
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der Christian Liberation Front, die sich für die Belange der religiö-
sen Minderheiten im Lande einsetzen. 

Im Februar 1995 wurden in Lahore die ersten Todesurteile wegen 
Verstoßes gegen das Antiblasphemiegesetz gegen zwei Katholiken 
ausgesprochen, von denen einer gerade einmal 14 Jahre alt war. Die 
Anklage gegen ihn, Zettel, auf denen Beleidigungen des Prophe-
ten geschrieben waren, in eine Moschee geworfen zu haben, erwies 
sich zwar als haltlos, da der Junge Analphabet war. Aus Angst vor 
Angriffen radikaler Muslime hatten die Richter dieses Fehlurteil ge-
sprochen. Auf Proteste in Pakistan und aus dem Ausland wurde das 
Urteil – nicht zuletzt durch den Einsatz der mutigen muslimischen 
Rechtsanwältin Asma Jahangir – aufgehoben. Arif Iqbal Bhatti, der 
Richter des Obersten Gerichts in Lahore, der diese Todesurteile 
aufhob, wurde von radikalen Muslimen ermordet. Die beiden ver-
urteilten Katholiken mussten um ihre Leben fürchten und fanden 
schließlich Asyl in Deutschland.42

Das vergiftete Klima unter den verschiedenen ethnischen und 
religiösen Gruppen führt zu gesellschaftlichen Spannungen und 
Anschuldigungen. Es ist bezeichnend, dass bei vielen Auseinander-
setzungen zwischen Angehörigen verschiedener Religionsgemein-
schaften und Ethnien die Ursache für die Streitigkeiten meist in der 
Zugehörigkeit zu verschiedenen Religionsgemeinschaften gesehen 
wird, auch wenn diese auf der persönlichen Ebene liegen und von 
Hass und Eifersucht geprägt sind. In der Presse und vor allem in 
den sozialen Medien werden solche Auseinandersetzungen als Be-
lege für die Verletzung der Religionsfreiheit gewertet und entspre-
chend ausgeschlachtet. 

Der Kampf gegen das Antiblasphemiegesetz wurde von verschie-
denen Gruppen der katholischen und der protestantischen Kirche 
geführt. In der katholischen Kirche Pakistans war es neben der Ver-
einigung der Ordensleute die Kommission  „Gerechtigkeit und Frie-
den“ in der pakistanischen Bischofskonferenz, die sich engagierte. 
Auch international bekannt wurde der Einsatz des Bischofs von 
Faisalabad John Joseph, der als Vorsitzender dieser Kommission in 
Pakistan und im Ausland nicht müde wurde, die mit diesem Gesetz 
verbundenen Ungerechtigkeiten aufzuzeigen und die Regierung in 
Pakistan zur Abschaffung aufzufordern. Bei diesem Einsatz hat sich 

Bischof John Joseph nicht geschont, auch wenn er mit seinem Pro-
test weitgehend auf taube Ohren stieß. Es war wohl aus dem Ge-
fühl der Frustration heraus, dass er den Plan fasste, einen letzten, 
verzweifelten Versuch zu machen, durch ein spektakuläres Zeichen 
vielleicht doch etwas zu bewegen. Seine Selbsttötung am 9. Mai 
1998 auf den Stufen des Gerichtsgebäudes in Lahore, mit der er 
gegen einen Prozess protestierte, in dem ein junger Katholik wegen 
Blasphemie angeklagt war, hat in der katholischen Kirche und in 
der pakistanischen Gesellschaft Bestürzung, Verwirrung und Nach-
denken ausgelöst.43 In der katholischen Kirche Pakistans wird das 
Andenken an Bischof John Joseph gepflegt, um die Erinnerung an 
sein unbedingtes Eintreten für die Menschenrechte wachzuhalten. 
Auf der anderen Seite ist Bischof John Joseph eine umstrittene Per-
sönlichkeit. Denn sein betont gewaltfreier Einsatz für Gerechtigkeit 
und Menschenwürde passt nicht zu der von ihm gewählten Hand-
lung, sein Leben selbst zu beenden. Seine spektakuläre Tat hat nur 
bedingt Auswirkungen gehabt. Zwar unternahm Präsident Pervez 
Musharraf im Jahr 2000 den Versuch, die Antiblasphemiegesetze 
zu ändern, gab aber dem Druck der islamistischen Gruppen nach 
und beließ alles beim Alten. Im September 2009 gab der Ökume-
nische Rat der Kirchen (ÖRK) eine Erklärung zum Missbrauch der 
Antiblasphemiegesetze ab, in der beklagt wird, dass diese Gesetze 
immer wieder zu physischer Gewalt, Zerstörung von Eigentum und 
Verlust von Menschenleben unter der christlichen Minderheit ge-
führt haben. Die pakistanische Regierung wurde aufgefordert, die 
Antiblasphemiegesetze aufzuheben.44 Im Oktober 2009 wurde beim 
Hochkommissariat für Menschenrecht in Genf eine Petition einge-
reicht, die von über 10.000 Personen unterzeichnet worden war und 
in der die UNO-Behörde aufgefordert wird, bei der pakistanischen 
Regierung zu intervenieren, um den Missbrauch der Antiblasphe-
miegesetze zu beenden. 

Antiblasphemiegesetze – Asia Bibi

Die Katholikin Asia Bibi, Mutter von 5 Kindern, die in Ittawali, einem 
Dorf im Zentrum Pakistans wohnte, wurde 2010 wegen Blasphemie 
gegen den Propheten Muhammad mit Bezug auf Sektion 295-C des 

RELIGIONSFREIHEIT KONKRET

Vergiftetes Klima 
zwischen verschie-
denen ethnischen 

und religiösen 
Gruppen

Kampf gegen Anti-
blasphemiegesetze 

von Seiten der 
Kirchen

2010 Verurteilung 
Asia Bibis zu Tod 
durch den Strang



38 39

pakistanischen Strafrechts zum Tode durch den Strang verurteilt. 
Asia Bibi wurde beschuldigt, am 14. Juni 2009 bei einer Auseinan-
dersetzung am Dorfbrunnen im Streit mit anderen Frauen um Was-
ser den Propheten Muhammad beleidigt zu haben. Durch ein Wort-
gefecht, bei dem es sowohl um Jesus als auch um den Propheten 
Muhammad gegangen war, hatte Asia Bibi für radikale Muslime den 
Tatbestand der Blasphemie gegenüber dem Propheten Muhammad 
erfüllt. 

Die Anklage des Gerichts basierte auf der Aussage des örtlichen 
Moscheevorstehers, der selbst bei dem Streit nicht anwesend ge-
wesen war, sondern sich auf die Aussagen der beteiligten Frauen 
stützte. Vor der offiziellen Anklage hatte die Dorfgemeinschaft Asia 
Bibi mit den Anschuldigungen konfrontiert und sie bedroht. Das Be-
rufungsverfahren, das ihr Ehemann anstrengte, wurde im Oktober 
2014 vom Hohen Gericht in Lahore zurückgewiesen. Der Fall Asia 
Bibi hat national und international viel Resonanz gefunden. Meh-
rere Personen und Organisationen forderten die Aufhebung des 
Urteils und Asia Bibis Freilassung, so auch Papst Benedikt XVI. in 
einer Appellation an die pakistanische Regierung in einer Gene-
ralaudienz am 9. November 2010. Der damalige Minister für Min-
derheiten Shahbaz Bhatti, selbst Christ, setzte sich juristisch für 
die Abschaffung des Antiblasphemiegesetzes und für die Freilas-
sung von Asia Bibi ein; er wurde am 2. März 2011 durch radikale 
Islamisten ermordet. Schon vorher war am 4. Januar 2011 Salman 
Taseer, der Gouverneur der Provinz Pandschab von seinem Leib-
wächter ermordet worden, weil auch er sich für die Abschaffung 
des Antiblasphemiegesetzes eingesetzt und Asia Bibi im Gefängnis 
besucht hatte. Im Juli 2015 hat das Oberste Gericht Pakistans das 
Todesurteil gegen Asia Bibi ausgesetzt und ein Berufungsverfah-
ren zugelassen. Am 8. Oktober 2018 wurde vom höchsten Gericht 
Pakistans die Berufung im Fall Asia Bibi verhandelt. Das Gericht 
vertagte zunächst die Verkündigung des Urteils. Dieser Aufschub 
wurde als ein positives Zeichen gewertet, dass das Gericht sich 
für die Aufhebung der Todesstrafe entscheiden werde. Die Richter 
fürchteten sowohl um ihre eigene als auch um die körperliche Un-
versehrtheit von Asia Bibi, da eine radikale islamistische Gruppe, 
die den Taliban nahesteht, Morddrohungen ausgesprochen hatte.  

Am 31. Oktober 2018 ordnete das Oberste Gericht dann schließlich 
an, die Todesstrafe gegen Asia Bibi aufzuheben und sie unverzüg-
lich freizulassen. 

Diese Entscheidung wurde nicht nur in Pakistan, sondern welt-
weit von vielen Personen und Organisationen, die sich in verschie-
denen Ländern für Asia Bibi eingesetzt hatten, begrüßt. Qiasar Fe-
roz, der Sekretär der pakistanischen Bischofskonferenz erklärte: 

„Die Entscheidung des Obersten Gerichtes, Asia Bibi freizuspre-
chen, hat Gerechtigkeit und Wahrheit in diesem Fall wiederherge-
stellt, in dem eine Unschuldige im Gefängnis war. Wir hoffen, dass 
Asia Bibi ein glückliches Leben führen kann. Alle Bürger sollten er-
kennen, dass es hier um das Wohl von ganz Pakistan ging.“45

In Reaktion auf den Freispruch startete die islamistische Partei 
Tereek-e-Labbaik eine landesweite Protestaktion, bei der in vielen 
Städten Straßen blockiert, Geschäfte geplündert und mit anderen 
Aktionen Unfrieden gestiftet wurde. Die Schulen blieben in der Pro-
vinz Pandschab aus Angst vor Gewalttaten zwei Tage lang geschlos-
sen. Der Mob forderte die Hinrichtung von Asia Bibi und bedrohte 
auch die am Freispruch beteiligten Richter. Die pakistanische Poli-
zei warnte in einem Rundschreiben alle Leiter von christlichen Ein-
richtungen vor möglichen Terroranschlägen, da mehrere islamis-
tische Terrororganisationen Angriffe auf christliche Einrichtungen 
geplant hätten. Zugleich versprach die Polizeibehörde, dass alles 
getan werde, um Angriffe zu verhindern.46

Wohl auch in Reaktion auf ausländische Interventionen ver-
suchte Ministerpräsident Imran Khan in einer Fernsehansprache an 
die Nation, verlorenes Terrain zurückzugewinnen, indem er auf die 
wirtschaftlichen Schäden durch die Proteste hinwies und die Ver-
mischung von Politik und Religion zurückwies. Mit Bezug auf die 
islamistische Partei Tereek-e-Labbaik erklärte er, dass „diese Krimi-
nellen nicht dem Islam dienen, sondern nur ihre politischen Ziele 
verfolgen. Wir werden keinen Vandalismus und keine Verkehrsblo-
ckaden dulden.“47 Doch nach zwei Tagen der Protestaktionen gab 
die Regierung Imran Khan dem Druck der Straße nach. Asia Bibi 
wurde zunächst nicht freigelassen und an der Ausreise aus Pakis-
tan gehindert. Ministerpräsident Imran Khan einigte sich mit der 
Führung der islamistischen Partei darauf, dass eine Revision gegen 
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den Freispruch zugelassen wurde. Der Freispruch von Asia Bibi, der 
als eine Großtat der pakistanischen Justiz weltweit begrüßt worden 
war, endete so zunächst mit einer Kapitulation der Regierung vor 
der Gewalt der Straße und der radikalen islamistischen Gruppen. 
Die Familie von Asia Bibi wurde ebenfalls bedroht und musste sich 
vor den Gewaltandrohungen verstecken. Aus dem Versteck heraus 
hat sich der Ehemann Ashiq Masih an die italienische Regierung 
und andere Regierungen gewandt und um Asyl für seine Familie 
gebeten.48

Mit der Festnahme des Chefs der radikalen islamistischen Partei 
Tehreek-e-Labbaik Pakistan (TLP), der am 24. November 2018 nach 
Ankündigung weiterer Proteste gegen die Freilassung von Asia Bibi 
in Haft genommen wurde, zeigte die Regierung Imran Khan, dass sie 
gewillt ist, dem Druck der Islamisten nicht nachzugeben.49 Am 29. 
Januar 2019 hat der Oberste Gerichtshof Pakistans den Revisions-
antrag gegen den am 31. Oktober 2018 erfolgten Freispruch von Asia 
Bibi, in dem erneut die Todesstrafe gefordert wurde, zurückgewie-
sen. Der zuständige Richter bemängelte eine Reihe von Fehlern in 
der Anklage, die erst 5 Tage nach dem angeblichen Vorfall von Blas-
phemie erhoben worden war und die widersprüchliche Zeugenaus-
sagen beinhalte, die nahelegten, dass es sich um abgesprochene 
Falschaussagen handele. Der Richter erklärte Asia Bibi zur freien 
Person, die das Recht habe, das Land zu verlassen. Am 10. April 2019 
meldete UCA-News, dass der Ministerpräsident Imran Khan in einer 
Pressekonferenz erklärt habe, dass Asia Bibi  immer noch „wegen 
einer kleinen Komplikation“ unter dem Schutz der Regierung stehe, 
Pakistan noch nicht verlassen habe und noch nicht mit ihrer Fa-
milie, die in Kanada Asyl gefunden hatte, vereint sei.50 Nach langer 
Wartezeit konnte Asia Bibi am 7. Mai 2019 endlich aus Pakistan zu 
ihrer Familie nach Kanada ausreisen.51

DIALOGPOTENTIAL
Für die christliche Minderheit in Pakistan, die nur 2 % der Bevölke-
rung ausmacht, stellt der Dialog eine Notwendigkeit dar, um in dem 
zu 97 % muslimischen Land zu überleben. Seit der Staatengründung 
Pakistans haben sich Christinnen und Christen als Bürgerinnen und 
Bürger verstanden, die gemeinsam mit den Muslimen das Land vo-
ranbringen wollen. Immer wieder haben christliche Organisatio-
nen, allen voran die Caritas, bei Naturkatastrophen wie den großen 
Überschwemmungen 2011 für alle Betroffenen ohne Rücksicht auf 
ihre Religionszugehörigkeit Hilfe geleistet. Mit Muslimen zusammen 
haben Christen die Verunglimpfung des Ansehens des Propheten 
Muhammad durch Karikaturen, Filme in westlichen Medien und die 
Koranverbrennung in den USA verurteilt und ihre Solidarität mit ih-
nen gezeigt. Im Dialog möchten Christen in Pakistan auf Basis von 
gegenseitigem Respekt und Gleichberechtigung die Zusammen-
arbeit und das Zusammenleben zwischen Muslimen und Christen 
fördern. Nur auf dem Weg des Dialogs wird es möglich sein, die be-
stehenden Missverständnisse und Spannungen abzubauen. 

Das Zweite Vatikanische Konzil hat auch in Pakistan den Anstoß 
für die Aufnahme eines formellen Dialogs – des Dialogs der Fach-
leute und des Dialogs auf der Ebene der sozialen Aktivitäten – gege-
ben. Es waren vor allem Ordensleute wie die Dominikaner im Pas-
toralzentrum von Multan, die Jesuiten in Lahore, die Franziskaner 
sowie Angehörige weiblicher Ordensgemeinschaften, die Gruppen 
des christlich-islamischen Dialogs gründeten. Mehrfach haben An-
gehörige dieser Gruppen, Christen und Muslime, gemeinsam gegen 
Verletzungen der Menschenrechte protestiert. In Lahore wurde 1992 
der Arbeitskreis „Glaube in Aktion“ (Faith in Action) gegründet, in 
dem christliche und muslimische Sozialarbeiter, medizinisches Per-
sonal und Juristen gemeinsam gesellschaftliche Probleme ange-
hen. 1985 wurde innerhalb der katholischen Bischofskonferenz von 
Pakistan eine „Kommission für christlich-islamische Beziehungen“ 
gegründet, um die Arbeit auf dem Gebiet des interreligiösen Dialogs 
für die sieben Diözesen des Landes zu koordinieren.52 

Seit gut 30 Jahren ist der pakistanische Dominikanerpater James 
Channan im interreligiösen Dialog zwischen Christen und Muslimen 
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und in der Friedensarbeit in Pakistan tätig. In Pakistan und im Aus-
land ist er wegen seiner Erfahrung, seines Engagements und seines 
Durchhaltevermögens, den Dialog trotz Enttäuschungen immer wie-
der zu suchen und sich von negativen Erfahrungen nicht abschre-
cken zu lassen, viel gefragt und mit verschiedenen Preisen geehrt 
worden. Seine ganze Lebensarbeit als Dominikaner hat er, bis auf 
eine kurzfristige Pastoraltätigkeit, dem christlich-islamischen Dia-
log und der Verständigung zwischen den Religionen in Pakistan ge-
widmet. Auf nationaler Ebene wurde James Channan 1985 von der 
pakistanischen Bischofskonferenz zum Sekretär der bischöflichen 
Kommission für den christlich-muslimischen Dialog bestimmt, 
eine Funktion, die er bis zum Jahre 2002 ausübte. Auch interna-
tional wurde die Dialog- und Friedensarbeit von James Channan 
anerkannt. Von 1985–1995 war er Mitglied des Päpstlichen Rates für 
den interreligiösen Dialog und danach von 1999–2004 Konsultor 
der Vatikanischen Kommission für die interreligiösen Beziehungen 
mit den Muslimen. 2005 wurde er Gründungsmitglied und danach 
regionaler Koordinator des pakistanischen Koordinationskreises 
der interreligiösen Dialoginitiative United Religious Initiative (URI). 
Als Direktor des nationalen Pastoralinstituts in Multan, das er von 
2001–2007 leitete, hat James Channan zahlreiche Seminare zum 
interreligiösen Dialog mit der Beteiligung von Muslimen, Hindus, 
Sikhs und Bahai organisiert und eine Reihe von Friedensinitiativen 
angestoßen. Besonders beachtet wurde der von ihm organisierte 
1.500 Meilen lange Friedensmarsch, der vom 24. Dezember 1999 bis 
zum 4. Januar 2000 von Karachi zum Khyber-Pass führte. Eine ande-
re Friedensinitiative war das Pflanzen von „Friedenspfählen“ (Peace 
Poles), die er in mehreren Städten in Pakistan in den letzten Jah-
ren durchführen ließ. Diese „Friedenspfähle“ sind eine Initiative der 
Gemeinschaft des Gebets für den Weltfrieden (World Peace Prayer 
Society), die solche Aktionen in mehr als 180 Ländern durchgeführt 
hat. Aus dieser vielfältigen Dialog- und Friedensarbeit erwuchs 
auch seine publizistische Tätigkeit mit Buch- und Zeitschriftenbei-
trägen und vielen Interviews, die in mehreren Sprachen und Län-
dern veröffentlicht wurden. Gegenwärtig ist James Channan Leiter 
des Friedenszentrums der Dominikaner in Lahore, das im November 
2010 von Kardinal Jean Louis Tauran, dem Präsidenten des Päpst-

lichen Rates für den Interreligiösen Dialog, eröffnet wurde. Als das 
schönste Erlebnis im Dialog mit den Muslimen bezeichnet James 
Channan, dass er 2004 vom Großiman der Badshahi Moschee, der 
größten Moschee in Lahore, in der 100.000 Menschen gleichzeitig 
beten können, eingeladen wurde, als Vertreter der Christen an ei-
ner interreligiösen Feier teilzunehmen. Es war das erste Mal in der 
350-jährigen Geschichte der Moschee, dass ein Christ vor Muslimen 
predigen und beten konnte. Der Beitrag von James Channan zur 
Verständigung unter den Religionen und sein Einsatz für den inne-
ren Frieden im Land wurden auch auf nationaler Ebene anerkannt, 
als ihm der pakistanische Friedenspreis für das Jahr 2012 verliehen 
wurde. Auch wenn James Channan sich selbst als Optimist bezeich-
net, ist er doch Realist, der die Schwierigkeiten und Widerstände 
gegen Verständigung und Dialog richtig einschätzen kann. In sei-
nem Kampf gegen religiöse Intoleranz und Feindschaft zwischen 
den Religionsgemeinschaften in Pakistan hat James Channan auf 
die Mängel in den Schulbüchern des Landes hingewiesen, in denen 
systematisch Intoleranz gelehrt wird, eine Form der Indoktrination, 
die für die vielen religiös motivierten Gewalttaten im Lande ver-
antwortlich sei. Diese negative Indoktrination erfolgt vor allem in 
dem für alle Schülerinnen und Schüler von der Grundschule bis zur 
Universität verbindlich vorgeschriebenen Fach „Islam-Studien“, in 
dem neben der Einführung in die Grundlehren des Islam, der als 
die beste und einzig wahre Religion dargestellt wird, zugleich die 
anderen Religion als minderwertig und falsch beschrieben werden. 

James Channan sieht im Dialog die Aufgabe seines Lebens. Doch 
er ist Realist und sich bewusst, wie stark die Kräfte sind, die in Pa-
kistan gegen Verständigung arbeiten und Streit zwischen den Re-
ligionsgemeinschaften schüren. Bei der Feier des internationalen 
Friedenstages der Vereinten Nationen im September 2012 in Lahore 
drückte James Channan in seiner Ansprache seine Entschlossen-
heit, sich weiter für interreligiöse Verständigung und Frieden zu 
engagieren unmissverständlich aus: „Wir werden uns nicht irre ma-
chen lassen, weiterhin für Frieden, Toleranz und religiöse Harmonie 
zu kämpfen, ganz gleich wie widrig die Umstände auch sein mögen.“ 
Im April 2018 gehörte James Channan zu den Unterstützern einer 
vom Pakistanischen Christlichen Aktionsbündnis (Pakistan Chris-
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tian Action Committee) initiierten Kampagne: Mit an den Häusern 
angebrachten weißen Fahnen, die einen Monat lang wehen sollten, 
wurde gegen die sich verstärkende Verfolgung religiöser Minder-
heiten protestiert.53

Bei der Ernennung von Erzbischof Joseph Coutts zum Kardinal 
im Mai 2018 wurde im Rahmen der Würdigung seiner Person beson-
ders das vielseitige Engagement des neuen Kardinals im interreligi-
ösen Dialog und im Einsatz für religiöse Harmonie betont. In seiner 
Diözese Karachi hat Joseph Coutts eine Kommission für interre-
ligiöse Harmonie eingerichtet und unterstützt deren Aktivitäten 
durch persönliche Mitarbeit in Programmen und Konferenzen. Bei 
der Einrichtung der Kommission für interreligiöse Harmonie gab er 
die Richtung vor: „Es ist Zeit, Harmonie zu fördern. Das ist unser 
neues Motto. Wir müssen es lernen und weitergeben. Es ist unsere 
Aufgabe, in unserer Hafenstadt die Harmonie wieder herzustellen, 
indem wir Menschen mit verschiedenen Bräuchen und Traditionen 
willkommen heißen.“54

Pakistan ist ein Land, das im Laufe seiner jetzt gut 70-jährigen 
Geschichte immer wieder mit politischen Umwälzungen wie Mili-
tärregierungen und militärischen Auseinandersetzungen mit dem 
Nachbarland Indien konfrontiert war. Seit einigen Jahren muss sich 
Pakistan verstärkt mit dem Anwachsen fundamentalistischer und 
gewaltbereiter islamistischer Gruppen auseinandersetzen. In die-
ser Gemengelage geraten die ethnischen und religiösen Minder-
heiten vermehrt unter Druck und werden diskriminiert, sie und ihre 
Einrichtungen werden Ziele von Gewalttaten.  

Pakistan ist den wichtigsten internationalen Verträgen der Ver-
einten Nationen zum Schutz von Religionsfreiheit beigetreten. Al-
lerdings wird der Schutz der Religionsfreiheit für alle ethnischen 
und religiösen Gruppen im Land unter anderem dadurch behindert, 
dass neben der Verfassung und den von den Parlamenten erlas-
senen Gesetzen eine Parallelrechtsprechung durch die Sharia-Ge-
richte existiert. So ergibt sich ein Schwebezustand, der einer klaren 
Rechtsprechung entgegensteht. Hinzu kommt, dass die Recht-
sprechung immer häufiger, besonders in Fällen der Anklage wegen 
Blasphemie, durch Proteste radikaler islamistischer Gruppen be-
hindert und verhindert wird. Angriffe gegen Richter, die nicht nur 
bedroht, sondern physisch angegriffen und sogar ermordet wurden, 
schüchtern immer häufiger Gerichte ein, nach den Gesetzen Recht 
zu sprechen. Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Regierung von Im-
ran Khan, die sich bei ihrem Amtsantritt im August 2018 zum Schutz 
der ethnischen und religiösen Minderheiten verpflichtet hat, dem 
Druck der islamistischen Gruppen widerstehen kann. 

FAZIT
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missio setzt sich ein für Religionsfreiheit im Sinne des Artikels 18 der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, des Arti-
kels 18 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte 
(IPbpR) vom 16. Dezember 1966 und der Erklärung Dignitatis humanae des 
Zweiten Vatikanum über die Religionsfreiheit vom 7. Dezember 1965. Diese 
hält fest: 

„Das Vatikanische Konzil erklärt, dass die menschliche Person das Recht auf  
religiöse Freiheit hat. Diese Freiheit besteht darin, dass alle Menschen frei 
sein müssen von jedem Zwang sowohl von Seiten Einzelner wie gesellschaftli-
cher Gruppen, wie jeglicher menschlichen Gewalt, so dass in religiösen Dingen  
niemand gezwungen wird, gegen sein Gewissen zu handeln, noch daran gehin-
dert wird, privat und öffentlich, als einzelner oder in Verbindung mit anderen – 
innerhalb der gebührenden Grenzen – nach seinem Gewissen zu handeln. Fer-
ner erklärt das Konzil, das Recht auf religiöse Freiheit sei in Wahrheit auf die 
Würde der menschlichen Person selbst gegründet, so wie sie durch das geof-
fenbarte Wort Gottes und durch die Vernunft selbst erkannt wird. Dieses Recht 
der menschlichen Person auf religiöse Freiheit muss in der rechtlichen Ordnung  
der Gesellschaft so anerkannt werden, dass es zum bürgerlichen Recht wird.“ 
(Dignitatis humanae, 2)
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